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Die Resultate der Analyse zeigen ein
gemischtes Bild. In mehr als der Hälfte
aller laufenden Kreditvereinbarungen
des IWF sind Sparmassnahmen und
geldpolitische Interventionen vorgese-
hen, die eine zusätzliche rezessive Wir-
kung haben könnten. Im Laufe der Kri-
se ist die Auflagenpolitik des Fonds
allerdings flexibler geworden. Seit April
2009 schreibt er nur noch in einem Drit-
tel aller neuen Kreditprogramme pro-
zyklische Interventionen vor. Dies gilt
sowohl für Kredite an Schwellenländer,
als auch für solche an die ärmeren Ent-
wicklungsländer. Offen ist jedoch, wie
lange diese neue Flexibilität anhalten
wird. Es ist zu befürchten, dass die Ent-
wicklungsländer schon vor dem Abklin-
gen der Krise wieder zu einer rezessi-
onsverschärfenden Austeritätspolitik ge-
zwungen werden.

Die Schweiz gehört zu jenen Län-
dern, die der Lockerung der bisherigen
Konditionalitätspolitik kritisch gegen-
überstehen. Sie hat zwar im Exekutivrat
keinen aktiven Widerstand gegen die-
se wichtige Massnahme geleistet, dürf-

te aber auf eine baldige Kehrtwende
drängen. Ihre Argumente sind in der
globalen Wirtschaftskrise allerdings we-
nig stichhaltig. Eine erneute Rückkehr
zu drastischen Sparauflagen würde den
Ländern des Südens lediglich die Mög-
lichkeit nehmen, nach dem Vorbild der
Industrieländer anti-zyklische Konjunk-
turprogramme zu finanzieren und rasch
aus der Krise herauszuwachsen.

Der vom Bundesrat vorgeschlagene
Schweizer Kredit an den IWF dient der
Aufstockung der Mittel, aus denen sich
unter anderem die konditionalitäten-
freie Flexible Kreditlinie, aber auch die
weiterhin mit gewissen Auflagen ver-
bundenen Standby-Abkommen spei-
sen. Der Schweizer Beitrag trägt nichts
zur Finanzierung der subventionierten
Sonderkredite an die ärmsten Entwick-
lungsländer bei. Darum ersetzt er auch
nicht die dringend notwendigen bilate-
ralen Zusatzanstrengungen, die es
bräuchte, um diese Länder bei der Kri-
senbekämpfung zu unterstützen.

Mark Herkenrath

In der Asienkrise Ende der 1990er-Jahre trug der Internationale Währungsfonds
(IWF) mit seinen harschen Kreditauflagen massgeblich zur Verschärfung der Re-
zession bei und verlor in der Folge viel an Einfluss und Legitimation. Trotzdem
hat er seit dem Ausbruch der aktuellen Finanz- und Wirtschaftskrise wieder mas-
siv an Bedeutung gewonnen. Dieses Papier untersucht, ob und wie sich seine
Kreditkonditionalitäten seither verändert haben.
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1. Die Entwicklungs-
länder in der Krise

Die globale Finanz- und Wirtschaftskri-
se begann in den Finanzzentren des
Nordens. Sie hat aber auch die Schwel-
lenländer und bald danach die Entwick-
lungsländer in Mitleidenschaft gezo-
gen. Die jüngsten Schätzungen des IWF
zeigen, dass das Wirtschaftswachstum
der Schwellen- und Entwicklungsländer
im Jahr 2009 6,6 Prozentpunkte unter
dem Wert von 2007 gelegen hat. Das ist
ein grösserer Wachstumseinbruch als
in den Industrienationen. Dort betrugen
die vermuteten Einbussen gegenüber
dem Durchschnittswachstum vor der Kri-
se 6,1 Prozentpunkte (siehe Tabelle 1).

Die Prognosen des IWF lassen auch
erkennen, dass die Rückkehr auf den
früheren Wachstumspfad in den Schwel-
len- und Entwicklungsländern mehr Zeit
brauchen wird als in den Industrielän-
dern. Im Jahr 2010 wird das Wirtschafts-
wachstum in den ärmeren Ländern wei-
terhin um 3,2 Prozentpunkte unter
demjenigen des Jahres 2007 liegen, in
den Industrieländern hingegen nur um
1,4 Punkte (Tabelle 1). Damit dürfte die
Krise in den Ländern des Südens länger
anhalten als dort, wo sie ihren Anfang
genommen hat.

Der Wirtschafts- und Sozialrat der
Uno geht davon aus, dass im Jahr 2009
das Einkommen pro Kopf in mindestens
sechzig der ärmeren Entwicklungslän-

der deutlich abgenommen hat. Die glo-
bale Rezession gefährdet damit auch
die bisherigen Fortschritte in der Ar-
mutsbekämpfung. Prognosen der Welt-
bank lassen befürchten, dass bis Ende
2010 rund 90 Millionen Menschen neu
unter die absolute Armutsgrenze von
1.25 Dollar pro Tag geraten werden.

2. Die Krisenpakete
des IWF

Seit Beginn der aktuellen Krise hat der
IWF neben der Neuausschüttung von
Sonderziehungsrechten zwei Massnah-
menpakete zur Stabilisierung der Welt-
wirtschaft lanciert. Am 24. März 2009
beschloss der Exekutivrat eine Reform
der nicht-subventionierten («non-con-
cessional») Kreditinstrumente, von de-
nen die Industrie- und Schwellenländer
profitieren. Die Reform enthielt nicht
zuletzt die Schaffung der Flexiblen Kre-
ditlinie (FCL: Flexible Credit Line), eines
Kreditinstruments für Länder mit robus-
ten makroökonomischen Grundlagen
(siehe Box 1). Gleichzeitig kündigte der
IWF eine Verdoppelung der Obergren-
zen für Kreditbezüge an. Konnten die
Mitgliederstaaten zuvor pro Jahr Kredite
im Gegenwert von 100 Prozent ihrer Mit-
gliederquote beanspruchen, so wurde
diese Obergrenze auf 200 Prozent pro
Jahr angehoben.

Tabelle 1: Wirtschaftswachstum 2007 und die Prognosen für 2009–2010

Quelle: IWF, «World Economic Outlook», Oktober 2009; * eigene Berechnungen
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Am 29. Juli lancierte der IWF schlies-
slich auch ein Krisenprogramm für die
ärmsten Entwicklungsländer. Er kün-
digte an, den Gesamtumfang subven-
tionierter («concessional») Sonderkre-
dite zu zinsgünstigen Konditionen bis
Ende des Jahres 2010 auf 8 Milliarden
Dollar, bis Ende 2014 auf 17 Milliarden
zu erhöhen. Ausserdem beschloss er,
bei laufenden und neuen Sonderkredi-
ten bis ins Jahr 2011 auf die Zinszahlun-
gen zu verzichten. Das entspricht zwar
nicht dem von verschiedenen Entwick-
lungsländern und entwicklungspoliti-
schen Organisationen geforderten Schul-
denerlass, aber immerhin werden damit
aus Krediten für die nächsten zwei Jah-
re zinsfreie Darlehen.

3. Der geplante Schwei-
zer Finanzierungsbeitrag

Die Mitgliederstaaten der G-20 kündig-
ten an ihrem Londoner Gipfeltreffen im
April 2009 an, die internationale Ge-
meinschaft werde 500 Milliarden Dollar
zur Finanzierung des ersten Massnah-
menpaketes vom 24. März beisteuern.
Bis im Oktober 2009 erhielt der IWF Kre-
ditversprechungen im Gesamtbetrag
von rund 360 Milliarden Dollar (ohne
den geplanten Schweizer Beitrag; sie-
he Tabelle 2).

Der Schweizer Bundesrat folgte am
8. April der Initiative der G-20 und be-
schloss, dem IWF ebenfalls eine Kredit-

linie zu gewähren. Der Beschluss liegt
dem Parlament zur Ratifikation vor. Mit
geplanten 10 Milliarden US-Dollar wür-
de der Schweizer Beitrag deutlich über
jenen aller anderen Nicht-Mitglieder
der G-20 liegen (Niederlande: 8 Mrd.,
Spanien: 6 Mrd., Norwegen: 4,5 Mrd.
etc.; siehe Tabelle 2).

Die Finanzierung des Massnahmen-
pakets vom 29. Juli, das sich an die är-
meren Entwicklungsländer richtet, ist
indes noch ungewiss. Ende September
liess der IWF verlauten, ohne weitere
bilaterale finanzielle Zusagen würden
die noch vorhandenen Reserven für
subventionierte Kredite gerade noch
den Bedarf der nächsten zwei bis drei
Monate decken. Die neue Schweizer
Kreditlinie von 10 Milliarden kann nicht
für diesen Zweck eingesetzt werden,
denn die subventionierten Sonderkre-
dite an ärmere Entwicklungsländer wer-
den aus einem separaten Fonds ge-
spiesen.

4. IWF-Konditionalitäten
seit Ende 2008

Kredite des IWF an notleidende Staaten
sind in der Regel an politische Konditio-
nalitäten gebunden. Ziel der Auflagen
ist es, die Wirtschaftslage des Empfän-
gerstaates möglichst rasch zu stabili-
sieren und das Vertrauen anderer (öf-
fentlicher und privater) Investoren
wiederherzustellen.

Box 1: Die Flexible KreditlinieBox 1: Die Flexible KreditlinieBox 1: Die Flexible KreditlinieBox 1: Die Flexible KreditlinieBox 1: Die Flexible Kreditlinie

Bei der neu geschaffenen Flexible Credit Line (FCL) verzichtet der IWF auf
politische Auflagen, die im Verlauf der Kreditperiode erfüllt werden müssen.
Stattdessen herrscht jedoch Ex-ante-Konditionalität, denn es sind nur solche
Länder anspruchsberechtigt, die bereits im Vorfeld gewisse Bedingungen er-
füllen. Konkret richtet sich das Kreditinstrument an Länder mit einer gesun-
den Wirtschaftsbasis und IWF-konformen Wirtschaftspolitik (im IWF-Jargon:
«very strong fundamentals, policies, and track records of policy implementa-
tion»). Ärmere Entwicklungsländer kommen für dieses Kreditinstrument nicht
in Frage. Die FCL kann auch vorbeugend zur Krisenprävention beansprucht
werden. Im Jahr 2009 haben drei Länder davon Gebrauch machen können:
Mexiko, Polen und Kolumbien.
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In der Asienkrise Ende der 1990er-
Jahre trug die restriktive Haushalt- und
Geldpolitik, die der IWF vorschrieb, je-
doch zu einer pro-zyklischen Verschär-
fung der Rezession bei. Nobelpreisträ-
ger Paul Krugman stellt rückblickend
fest, dass die geforderten fiskalpoliti-
schen Massnahmen (u. a. Steuererhö-
hungen und Kürzung der Staatsausga-
ben) eine doppelt negative Auswirkung
hatten: «Wo sie erfolgreich waren, führ-
ten sie zu einem Nachfragerückgang
und verschlimmerten dadurch die Re-
zession; wo sie nicht erfolgreich waren,
verstärkte dies unnötigerweise noch
den allgemeinen Eindruck, die Dinge
seien ausser Kontrolle geraten.»1

Ausserdem kritisiert Krugman, der
IWF habe tiefgreifende strukturelle Re-
formen wie Privatisierungen und die
Aufhebung von Monopolen verlangt, die
weder krisenrelevant waren, noch in sei-
nen Zuständigkeitsbereich gehörten.

Diese strukturellen Konditionalitä-
ten hat der IWF inzwischen stark abge-
baut. Wie eine Untersuchung des Cen-

ter for Economic Policy Research deut-
lich macht, sind jedoch auch in der ak-
tuellen Krise weiterhin mehr als die
Hälfte aller neuen IWF-Kredite an re-
striktive fiskal- und geldpolitische Auf-
lagen mit potentiell rezessionsver-
schärfender Wirkung gebunden (siehe
Tabelle 3). Während die reichen Indus-
trienationen Milliardenbeträge in Kon-
junkturprogramme investieren, werden
Schwellen- und Entwicklungsländer,
die auf externe Krisenhilfe angewiesen
sind, also zum Sparen gezwungen.

Gleichzeitig wird in Tabelle 3 jedoch
deutlich, dass die Konditionalitätspoli-
tik des IWF im Lauf des Jahres 2009 all-
mählich differenzierter geworden ist.
Seit April 2009 werden nur noch in ei-
nem Drittel aller Kreditprogramme re-
striktive haushalt- oder geldpolitische
Interventionen verlangt. Dies gilt so-
wohl für herkömmliche Standby-Ab-
kommen als auch für subventionierte
Kredite an ärmere Länder im Rahmen
der Poverty Reduction and Growth Facil-
ity und der Exogenous Shock Facility.

Tabelle 2: Kreditversprechen an den IWF

Stand 5.10.2009

Quelle: IWF, «Bolstering the IMF’s Lending Capacity», Oktober 2009.

1 Paul Krugman, Die grosse Rezes-

sion: Was zu tun ist, damit die

Weltwirtschaft nicht kippt, 2009,

S. 154.
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Tabelle 3: IWF-Kredite und Konditionalitäten seit November 2008

Stand 8.10.2009

Legende und Quellen:

1 ESF: Exogenous Shock Facility, FCL: Flexible Credit Line, PRGF: Poverty Reduction and Growth Facility,

SBA: Stand-by Arrangement; Quelle: IWF, «IMF Financial Activities», 8. Oktober 2009.

2 LDC: least developed country, LIC: low-income country, LMIC: lower-middle income country, UMIC:

upper-middle income country, Non-DAC: kein Entwicklungshilfeempfänger nach DAC-Liste; Quelle:

OECD Development Assistance Committee, «DAC list of ODA recipients 2008-10», 2008.

3 • Pro-zyklische Konditionalität, * Kreditvereinbarung nicht öffentlich zugänglich, -- keine Angabe;

Quelle: Center for Economic Policy Research, «IMF-Supported Macroeconomic Policies and the World

Recession», Oktober 2009.
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Ausserdem hat der IWF bei verschie-
denen früher vereinbarten Kreditpro-
grammen die ursprünglich vorgesehe-
nen Sparmassnahmen graduell gelo-
ckert. Ein Beispiel: Im Falle El Salvadors
war zunächst eine Senkung des Haus-
haltdefizits auf 2,8 Prozent des Brutto-
inlandproduktes vorgesehen. In einer
neuen Vereinbarung soll dem Land je-
doch ein Defizit von bis zu 5 Prozent zu-
gestanden werden. Der Präsident der
Zentralbank hat verschiedentlich fest-
gehalten, der IWF sei nie zuvor in Ver-
handlungen mit El Salvador so zuvor-
kommend gewesen wie seit dem
Ausbruch der aktuellen Krise.

Problematisch ist jedoch, dass der
IWF von einem raschen Ende der Krise
ausgeht und seine neue Flexibilität
zeitlich begrenzt scheint. So wird zum
Beispiel von El Salvador erwartet, dass
das Haushaltdefizit bereits bis 2011 auf
das Niveau vor der Krise zurückgeholt
werden soll. Äthiopien wurde vom IWF
vorgeschrieben, das Defizit von vorn-
herein auf unter 2 Prozent des BIP zu
halten. Damit bleibt für eine nachfrage-
stimulierende Investitionspolitik, die
auf die Förderung nachhaltiger Ent-
wicklung setzt, kein Platz.

5. Die Rolle der Schweiz

Die Schweizer Vertretung im IWF nimmt
in der Konditionalitätendebatte eine
ausgesprochen konservative Haltung
ein. Beispielsweise stand sie der Ein-
führung der konditionalitätenfreien Fle-
xiblen Kreditlinie für Schwellenländer
dezidiert kritisch gegenüber. Sie argu-
mentierte, dieses Instrument stelle in
grossem Umfang Geldmittel für grund-
sätzlich solide Mitgliedsländer bereit
und gefährde damit die Liquiditätsposi-
tion des IWF. Entsprechend setzte sie
sich für eine strikte Anwendung der Zu-
gangskriterien für die FCL ein, damit
der Teilnehmerkreis klar auf Länder mit
überzeugendem wirtschaftspolitischem
Ausweis beschränkt bleibe (EFV, IWF-
Newsletter vom Mai 2009, S. 5).

Aber auch bei den Kreditkonditiona-
litäten gegenüber ärmeren Entwick-

lungsländern vertritt die Schweiz die
Hardliner-Position. Das heisst: Wäh-
rend der IWF seit dem Ausbruch der glo-
balen Finanz- und Wirtschaftskrise ver-
mehrt auf rezessionsverschärfende
Kreditauflagen (Budgetkürzungen etc.)
verzichtet, pocht die Schweiz in Diskus-
sionen um neue und laufende Unter-
stützungspakete weiterhin auf Haus-
haltdisziplin. Sie warnte den IWF davor,
«seine Kredite dadurch attraktiver zu
machen, indem er die Auflagen mildert»
(EFV, IWF-Newsletter vom November
2008, S. 3), und brachte wiederholt Vor-
behalte gegen die Erhöhung und Flexi-
bilisierung der Kreditlinien vor.

Befürworter der Kreditkonditionali-
täten begründen ihre konservative Hal-
tung mit der Notwendigkeit einer nach-
haltigen Verschuldungsquote. Es sei
durchaus im Interesse der Entwick-
lungsländer, sich nicht übermässig zu
verschulden, sondern Haushaltsdiszi-
plin zu üben und das Vertrauen auslän-
discher Privatinvestoren zu gewinnen.
Auch das Schweizer Finanzdepartment
argumentiert so. Es lässt allerdings of-
fen, warum Massnahmen, an denen die
Entwicklungsländer selbst interessiert
sein müssten, vom IWF überhaupt er-
zwungen werden sollen. Eigentlich wür-
den hier technische Empfehlungen und
politische Überzeugungsarbeit genü-
gen. Strikte Kreditauflagen hingegen
nehmen den Regierungen der Entwick-
lungsländer ihren wirtschaftspoliti-
schen Spielraum und untergraben die
demokratische Mitbestimmung der na-
tionalen Parlamente.

Der IWF hat seine Kreditauflagen ur-
sprünglich für Regierungen entworfen,
die angeblich über die eigenen Verhält-
nisse leben und ausufernde Staatsaus-
gaben über die Notenpresse finanzie-
ren. In der aktuellen Weltwirtschafts-
krise trifft die Entwicklungsländer je-
doch keine Verantwortung. Sie sind un-
verschuldet in eine globale Rezession
hineingezogen worden, die ihren An-
fang in den Industrienationen nahm.
Disziplinierungsmassnahmen machen
in dieser Situation keinen Sinn. Viel-
mehr sollten die Entwicklungsländer
Gelegenheit erhalten, die Binnenwirt-
schaft anzukurbeln und aus der extern
verursachten Krise herauszuwachsen.



dokument 18, Februar 2010 | 7

6. Fazit

Das Parlament wird demnächst darüber
entscheiden müssen, ob die Schweiz
dem IWF mit einer Kreditlinie von maxi-
mal 10 Mrd. US-Dollar finanziell unter
die Arme greifen soll. Bei dieser Ent-
scheidung gilt es zu berücksichtigen,
dass der vom Bundesrat beantragte
Beitrag nicht in jenen Fonds fliessen
wird, aus dem sich subventionierte Kre-
dite an ärmere Entwicklungsländer
speisen. Er ist damit nicht als Ersatz,
sondern höchstens als Ergänzung zu
einem vertieften entwicklungspoliti-
schen Engagement zu sehen.

Dass die wirtschaftspolitischen Kon-
ditionalitäten von IWF-Krediten in den
Empfängerländern lediglich rezes-
sionsverschärfende Wirkung entfalten,
gilt allerdings nicht mehr so absolut wie
in der Zeit vor der aktuellen Finanz- und
Wirtschaftskrise. Seit sich die G-20 im
April 2009 für eine Erweiterung des
Mandats und der Kreditinstrumente des
IWF aussprach, ist dessen Konditiona-
litätspolitik deutlich flexibler gewor-
den. Während der Fonds bei rund einem
Drittel aller neuen Kreditvereinbarun-
gen weiterhin auf eine restriktive Haus-
halt- und Finanzpolitik drängt, lässt er
in anderen Fällen auch antizyklische
Massnahmen zu – nicht nur in Schwel-
len-, sondern auch in ärmeren Entwick-
lungsländern. Kritische Stimmen fürch-
ten jedoch, der IWF könnte schon bald

wieder zu seiner bisherigen Austeritäts-
politik zurückkehren.

Das europäische NGO-Netzwerk Eu-
rodad, dem auch Alliance Sud ange-
hört, bemängelt ausserdem, dass der
IWF die Kreditprogramme und wirt-
schaftspolitischen Auflagen in der Re-
gel mit den betreffenden Finanz- und
Wirtschaftsministerien, aber unter Aus-
schluss der Entwicklungsministerien,
Parlamente, Gewerkschaften und der
Zivilgesellschaft verhandelt. Weiter
weist Eurodad darauf hin, dass beste-
hende Sozialprogramme und Massnah-
men zur Armutsbekämpfung in den Kre-
ditvereinbarungen zwar vor Kürzungen
geschützt werden, die Umsetzung die-
ser Schutzklausel jedoch zuweilen
nicht möglich ist und selten streng
überwacht wird.

Die Schweiz macht sich im IWF nach
wie vor für restriktive fiskal- und geld-
politische Kreditauflagen stark. Gerade
in der aktuellen Weltwirtschaftskrise
sind ihre Argumente aber wenig stich-
haltig. Die Entwicklungsländer sind
nicht in den Strudel der globalen Rezes-
sion hineingeraten, weil sie über ihre
Verhältnisse gelebt haben. Rigorose
Sparmassnahmen, wie sie der IWF in ei-
nigen Fällen noch immer fordert, bewir-
ken hier nur, dass die Folgen dieser ex-
tern verursachten Krise weiter ver-
schärft werden.

Mark Herkenrath, Februar 2010
(mark.herkenrath@alliancesud.ch)

In der Reihe GLGLGLGLGLOBOBOBOBOBALALALALAL+++++-dok-dok-dok-dok-dokumentumentumentumentument veröffentlicht Alliance Sud Positionspapiere, Tagungsbeiträge und

andere entwicklungspolitische Stellungnahmen.

dokument ist als pdf-Download (www.alliancesud.ch/publikationen) oder auf Papier (Einzelausgabe:

Fr. 7.–) erhältlich. Zuletzt sind in der Reihe dokument erschienen:

– Wasser – Quelle von Konflikten, Tagungsdokumentation des Arbeitskreises «Wasser – ein öffent-

liches Gut» vom 6. März 2009, dokument 17, Mai 2009

– Klimapolitik: Durchbruch oder Trölerei? Klimaveränderung und Post-Kyoto-Verhandlungen aus

entwicklungspolitischer Sicht, dokument 16, Mai 2009

– Der Streit um die Entwicklungshilfe. Mehr tun – aber das Richtige! Tagungsdokumentation vom

16. Mai 2008, dokument 15, Juli 2008
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